
2.2.3  Europäisches Auslieferungsübereinkommen 

Vom 13.12.1957, ETS/STE Nr. 24 (BGBl. II 1964 S. 1369) 

Artikel 3   Politische strafbare Handlungen 

(1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die strafbare Handlung, derentwegen sie begehrt wird, 

vom ersuchten Staat als eine politische oder als eine mit einer solchen zusammenhängende strafbare 

Handlung angesehen wird. 

(2) Das gleiche gilt, wenn der ersuchte Staat ernstliche Gründe hat, anzunehmen, daß das 

Auslieferungsersuchen wegen einer nach gemeinem Recht strafbaren Handlung gestellt worden ist, um 

eine Person aus rassischen, religiösen, nationalen oder auf politischen Anschauungen beruhenden 

Erwägungen zu verfolgen oder zu bestrafen, oder daß die verfolgte Person der Gefahr einer 

Erschwerung ihrer Lage aus einem dieser Gründe ausgesetzt wäre. 

(...) 

Artikel 21   Durchlieferung 

(1) Die Durchlieferung durch das Hoheitsgebiet einer der Vertragsparteien wird auf Grund eines 

Ersuchens, das auf dem in Artikel 12 Abs. 1 vorgesehenen Weg zu übermitteln ist, bewilligt, sofern 

die strafbare Handlung von dem um die Durchlieferung ersuchten Staat nicht als politische oder rein 

militärische strafbare Handlung im Sinne der Artikel 3 und 4 angesehen wird. 

(...) 

(6) Der Verfolgte darf nicht durch ein Gebiet durchgeliefert werden, wenn Grund zu der Annahme 

besteht, daß dort sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität oder seiner 

politischen Anschauungen bedroht werden könnte. 

 


